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Geſetz⸗ Sammlung 
5 f fuͤr die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


N No. II. 5 


(No. 1437.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom gten Juni 1833. die Ausſtellung der Reichen: 
Paͤſſe betreffend. 


Ng dem Antrage der Miniſter der Polizei und der Juſtiz beſtimme Ich, daß 
die Leichenpaͤſſe, welche auf den Grund des $. 463. Tit. XI. P. II. L. R. von 
dem Obergerichte der Provinz ertheilt werden, fernerhin durch die Regierungen 
als Provinzial⸗Polizeibehoͤrde, nach vorgaͤngiger medizinalpolizeilicher Unterſuchung, 
ausgefertiget werden füllen. Wird die Leiche durch mehrere Provinzialbezirke ge⸗ 
führt, fo. iſt die, den Paß ausfertigende Behörde verpflichtet, den Regierungen 
der andern Bezirke von der Ertheilung des Paſſes Nachricht zu geben, auch die 
auf dem Wege zunaͤchſt beruͤhrten Polizeibehoͤrden des benachbarten Regierungs⸗ 
Departements davon zu benachrichtigen. Das Staatsminiſterium hat dieſen 
Befehl durch die Geſetz-Sammlung bekannt machen zu laſſen. 


Berlin, den Iten Juni 1833. 
Friedrich Wilhelm. 


An : 
das Staatsminifterium. 


Jahrgang 1833. (No, 1197-1438) - O (No. 1438.) 
(Ausgegeben zu Berlin den 10ten Juli 1833.) 
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(No. IR) 2 lllerhoͤchſte Kabinetsorder vom Löten Juni 1833. sähe den Antrag des 
a vierten Saͤchſiſchen Provinzial⸗ Landtages, wegen Modifikation der Vor⸗ 
ſchrift Art. 2. A. 1. der Verordnung vom 17ten Mai 1827. hinſichtlich 
der Wahl der ritterſchaftlſchen Proper as Thüriusiſcheig . 
Bezirks. N 


N, ſich bei Ausführung = de Pott 17ten Mai 1827. die nach 
dem Geſetze vom 27ſten Maͤrz 1824. wegen Anordnung der Peobinziafflände in 
der Provinz Sachſen vorbehaltenen Beſtimmungen betreffend, in Hinſicht der 
Art. 2. K. 1. enthaltenen Vorſchrift, nach welcher von den acht ritterſchaftlichen 
Abgeordneten des Thuͤringiſchen Wahlbezirks Einer aus dem Alt⸗ „Querfurther, 
Einer aus dem Neuſtaͤdtiſchen Kreiſe und Einer aus dem Stifte Naumburg⸗ 


Zeitz gewahlt werden tell, Schwierigkeiten ergeben haben, indem es in dem einen 


dieſer Landestheile an einem zur Annahme der Wahl. bereitwilligen geſetzlich qug⸗ 
lifizirten Kandidaten gefehlt hat, und daher die dem ganzen Wahlbezirke bei⸗ 
gelegte Zahl von Abgeordneten nicht hat erfuͤllt werden koͤnnen, ſo genehmige 
Ich den zur Abſtellung dieſes Mangels von dem letzten Landtage der Previn 
Bot geſchehenen Antrag, und beſtimme hierdurch: 
daß, wenn auf den zu Ernennung der ritterſchaftlichen Deputieten des 
7 Thuͤringiſchen Wahlbezirks zuſammen zu berufenden Wahlverſammlungen 
aus den benannten. Lanpestheilen' kein wahlfähiger Guts beſitzer erſcheint, 
oder der Erſchienene die Wahl ablehnt, die Wähler beim Erſatze eines 
ausſcheidenden Deputirten aus einem ſolchen Landestheile nicht auf die 
Gutsbeſitzer deſſelben beſchraͤnkt, ſondern befugt ſeyn ſollen, für die 
naͤchſte Wahlperiode einen Gutsbeſitzer aus dem Wahlbezirke ohne 
Beſchraͤnkung in Hinſicht des Orts feiner Anſaͤſſigkeit zu waͤhlen. 
Dieſen Meinen Befehl hat das Staatsminiſterium ae 5 Ale 
Sammlung bekannt zu machen. . 


Berlin, den 15ten Juni 1833. 


wi Wilhelm. 


An 


das Staatsminiſterium. ; 


5 * „ (No. 1439.) 
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— 1430 95 Wet wegen Ausstellung von Papieren, welche eine Zahlungsberpflichtung an 
5 jeden Inhaber enthalten. t 17ten Juni 1833. 


Wi Fredrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ıc. 
verordnen hierdurch auf den Antrag Unſeres Stastsminiferiume und nach rſor⸗ 
dertem Gutachten Unſeres Stgatsraths ar den ganzen e Unſerer 
Monarchie, wie folgt: 5 
1. 


Papiere, wodurch die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme an 77 5 In⸗ 
haber verſprochen wird, duͤrfen von Niemand ausgeſtellt und in Umlauf geſetzt 
werden, der dazu nicht unſere Genehmigung erhalten hat. 

Ausgenommen von dieſer Beſtimmung bleiben jedoch die auf jeden Brief⸗ 
Inhaber geſtelten . . Perſonen, welche kaufmaͤnniſche Rechte 
haben. 

6. 2. = 


Die Genehmigung zur Ausſtellung ſolcher Bee foll binführo nur auf 
den Antrag der Miniſter fuͤr den Handel und fuͤr die Finanzen durch ein lan⸗ 
desherrliches Privilegium ertheilt werden, welches die rechtlichen Wirkungen deßs“ 
ſelben beſtimmen, und feinem ganzen Inhalte nach durch die Geſetz-Sammlung 

bekannt gemacht werden muß. 
Sr 9 3. 


Dergleichen an ſeben Inhaber zahlbare Papiere Segen gegen den 
Ausſteller ein Klagerecht. ; 
F. 4. 
8 Die bisher ohne landesherrliche Senehmisung Be 9 die⸗ 
ſer Art iſt jeder Inhaber gegen den Ausſteller einzuklagen befugt, Shut die abe 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen. 
K. 5. 

Wer kuͤnftig, dem Verbot des F. 1. entgegen, ſolche Papiere ausſtellt 
und in Umlauf ſetzt, verfaͤllt in eine, dem fünften Theil des Betrages der⸗ 
ſelben gleiche Strafe, die jedoch in keinem Falle geringer als Hundert e 
ſeyn darf. 

Zugleich muß der Aussteller von Amtswegen angehalten werden, die 

5 Einlösung und Vernichtung der ausgegebenen Papiere zu bewirken. i 
a | ; | 

: Dergleichen a welche wa Unſere unmittelbare Genehmigung vor 
(No. 1430 | der 


N 


„„ a 8 
der Publikation dieſes Geſetzes ausgeſtellt worden, duͤrfen, nachdem ſie an den 


Ausſteller zuruͤckgekehrt find, von demſelben bei gleicher Strafe nicht wieder aus⸗ 
gegeben werden. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen. Inſiegel. f ER 


Gegeben Berlin, den 17ten Juni 1833. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Carl, Herzog zu Mecklenburg. 
v. Schuckmann. Magaſſen. v. Kamptz. Muͤhler. 


Beglaubigt 
Frieſe. 


